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Stress im Saarland
Julian Bernstein

Ursprünglich war Hubert Ulrich 
von den saarländischen Grünen 
angetreten, um den amtierenden 
Ministerpräsidenten Peter Müller 
von der konservativen CDU zu 
entmachten. Jetzt sichert er ihm 
seine dritte Amtszeit. Das kommt 
auch in der eigenen Partei nicht 
überall gut an.

Plakate mit der Aufschrift „Wahl-
betrüger“ zieren diverse Häuser der 
Saarbrücker Innenstadt, der General-
sekretär der saarländischen Grünen, 
Markus Tressel, berichtet von einer 
Drohung, die Parteizentrale abzu-
fackeln, und der Parteivorsitzende 
Hubert Ulrich musste gar Personen-
schutz beantragen. Nicht wenige Saar-
länder fühlen sich an der Nase her-
umgeführt. Angetreten war Ulrich bei 
der Landtagswahl ausdrücklich, um 
die „verbrauchte“, „obrigkeitsstaatli-
che“ Politik von Peter Müller (CDU) zu 
beenden und um Heiko Maas (SPD) 
zum neuen Ministerpräsidenten zu 
machen.

Die Realität sieht heute anders aus. 
Eine Mischung aus geschickter Taktie-
rerei, persönlichen Animositäten und 
der politischen Beliebigkeit der Grü-
nen hat zu einer eigentlich nicht mehr 
verwunderlichen Konsequenz geführt: 
der ersten schwarz-gelb-grünen Koali-
tion auf Landesebene. Doch wie über-
zeugt man einen Landesverband, der 

keinesfalls nur von Realos durchsetzt 
ist, von einer derartigen Koalition?

Auf dem Parteitag, der endgültig 
über die Koalition entschied, stimm-
ten von 150 Delegierten zwar nur 32 
gegen „Jamaika“. Doch allein 68 De-
legierte kamen aus Ulrichs Kreisver-
band Saarlouis. Die Provinzstadt Saar-
louis hat zwar nur 38.000 Einwohner, 
doch die Grünen haben dort etwa 450 
Mitglieder, fast doppelt so viele wie in 
der Hauptstadt Saarbrücken. Im Jahr 
2006 warf die saarländische Euro-
pa-Abgeordnete Hiltrud Breyer Ulrich 
„mangelnde Transparenz“ und „feh-
lenden Aufklärungswillen“ vor. Es 
ging um die Frage, wieso der Verband 
Saarlouis so überdurchschnittlich 
viele Parteimitglieder in seiner Kartei 
führt. Auf einen kritischen Beitrag in 
der Tageszeitung „Taz“ reagierte der 
Vorstand der saarländischen Grünen 
sogar mit einer Klage. Schließlich 
führte ein Vorstoß des Grünen-Bun-
desvorstands, mit dem die Kriterien 
der Mitgliedererfassung reguliert wur-
den, zu einer leichten Korrektur in  
Ulrichs Verband. Doch es bleibt ein 
Unbehagen. Der Kreisverband Saar-
louis stellt immer noch mehr als ein 
Drittel der Delegierten.

Dem Saarländischen Rundfunk 
zufolge übte Ulrich zudem einige 
Tage vor der Abstimmung telefo-
nisch Druck auf Delegierte aus, um 
das Abstimmungsverhalten in Rich-

tung „Jamaika“ zu beeinflussen. 
Das derart deutliche Votum erklärt 
sich hierdurch noch nicht. Doch für  
Daniel Cohn-Bendit sind dies die 
Gründe, Ulrich eine „zweifelhafte 
Persönlichkeit“ und einen „Mafioso“ 
zu nennen, der „die Partei auf sich 
zugeschnitten“ habe. Das klingt nach 
Sizilien.

Das Image des „Mafioso“ besitzt 
Ulrich dabei schon länger - spätestens 
seit seiner „Dienstwagen-Rabatt-Af-
färe“ in den späten Neunzigern, bei 
der er mit Preisnachlässen für Land-
tagsabgeordnete erworbene Autos 
zum Listenpreis weiterverkauft haben 
soll. Ulrich trat daraufhin von allen 
Ämtern zurück. Die Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft wurden nach zwei 
Jahren eingestellt. Angeschwärzt wur-
de er damals von dem ehemaligen 
Grünen Andreas Pollak, mit dem  
Ulrich zusammen im Landtag saß.

Pollak war zuvor durch eigene 
kriminelle Aktivitäten - unter ande-
rem versuchte er 1997, in einem Bau-
markt drei Badematten zu klauen - in 
der Partei und bei Ulrich in Ungnade 
gefallen, was wiederum als Auslöser 
für Pollaks spätere „Rache“ an Ulrich 
in der „Dienstwagen-Rabatt-Affäre“ 
gilt. Ulrich und Pollak nannte man in 
dieser Zeit spöttisch das „kriminelle 
Duo“.

Die alte Feindschaft hat noch heu-
te Relevanz, auch wenn Pollak nicht 

mehr aktiv in der Parteipolitik ist. 
Doch er ist der Ehemann von Barba-
ra Spaniol und ein Freund von Ralf 
Georgi, die beide in den vergangenen 
Jahren zur Linkspartei gewechselt sind 
und in den Landtag gewählt wurden. 
Spaniol wurde gar als potenzielle Mi-
nisterin in einer rot-rot-grünen Re-
gierung gehandelt. Das gefiel Ulrich 
natürlich gar nicht, er sieht Spaniol 
und Georgi als „Gefahr“ und als von  
Pollak „fremdgesteuert“. Was sich wie 
aus einem schlechten Film anhört, er-
klärt den ersten Teil der persönlichen 
Animositäten Ulrichs gegenüber der 
Partei „Die Linke“. Den zweiten ver-
körpert Oskar Lafontaine.

Daniel Cohn-
Bendit nennt den 
saarländischen Grünen-
Vorsitzenden Hubert 
Ulrich einen „Mafioso“, 
der „die Partei auf sich 
zugeschnitten“ habe. 

Als Lafontaine andeutete, auf den 
Fraktionsvorsitz im Bundestag zu ver-
zichten, wusste er bereits, dass sich 
Ulrich längst für „Jamaika“ entschie-
den hatte. Die Linkspartei hatte den 
Grünen schon zu Beginn des Wahl-
kampfs unterstellt, mit CDU und FDP 
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koalieren zu wollen. Mit dem Slogan 
„Wer grün wählt, wird sich schwarz 
ärgern“ wollte Lafontaine die Grü-
nen aus dem Landtag „kegeln“. Das 
erklärt die Ressentiments vieler saar-
ländischer Grüner gegen Lafontaine 
- die Ulrich zu nutzen wusste: Auf 
dem Parteitag nannte er Lafontaine 
den Hauptschuldigen am Scheitern 
von Rot-Rot-Grün. Man könne ihm 
nicht vertrauen. Es drohe ein „Ne-
benministerpräsident“. So scheint 
es, als wenn Lafontaine mit seiner 
überraschenden Entscheidung, sich 
mehr aufs Saarland zu konzentrieren,  
Ulrich tatsächlich einen Gefallen ge-
tan hätte. Er habe, meint Maas, „aus 
einer unsicheren eine klare Mehrheit“ 
für „Jamaika“ gemacht.

Während der Sondierungsge-
spräche hatte sich zunächst eine 
leichte Präferenz für Rot-Rot-Grün 
abgezeichnet. Selbst das Thema Berg-
bau, bei dem die Linkspartei den 
Wählern illusionäre Versprechungen 

gemacht hatte, führte kaum zu Pro-
blemen. Die Linkspartei gab ihre 
Position alsbald auf. Den Druck auf 
SPD/Linkspartei und CDU/FDP hielt 
der Vorsitzende der Grünen geschickt 
aufrecht. Die umfangreichen Konzessi-
onen, mit denen CDU und FDP Ulrich 
die Möglichkeit gaben, auch die Basis 
zu überzeugen, sind auf den ersten 
Blick erstaunlich: in der Bildungspo-
litik unter anderem die Abschaffung 
der Studiengebühren (bis auf die 
Langzeitgebühren) und des Sitzenblei-
bens bis zur siebten Klasse, dazu eine 
Bundesratsinitiative zur Aufstockung 
der Hartz-IV-Regelsätze sowie das Be-
kenntnis zum Atomausstieg.

Außerdem bekommen die Grünen 
bei gerade mal drei Abgeordneten die 
Ministerien Bildung und Umwelt. Was 
wie ein Erfolg für Ulrich aussieht, 
könnte aber ein böses Erwachen 
nach sich ziehen. Cohn-Bendit meint, 
die saarländischen Grünen würden, 
nachdem sie den Koalitionsvertrag 

unterschrieben haben, „nicht mehr 
existent“ sein. Es ist in der Tat frag-
lich, ob die Ergebnisse aus den Son-
dierungsgesprächen in dieser Form 
realisiert werden. Was mit SPD und 
Linkspartei ohne inhaltlichen Konflikt 
hätte verwirklicht werden können, 
steht mit „Jamaika“ auf der Kippe. 
Die Zugeständnisse von CDU und FDP 
sind für deren konservativ-liberale 
Wählerschaft schwer zu verdauen, 
und es wäre nicht das erste Mal, dass 
man sich in der „Realpolitik“ um ur-
sprünglich Vereinbartes herumlaviert.

Obwohl einer Umfrage des Fern-
sehsenders ZDF zufolge 64 Prozent 
der Grünen-Anhänger für „Jamaika“ 
sind, ist Schwarz-Gelb-Grün auch in-
nerparteilich nicht einfach zu verkraf-
ten. Der Fraktionsvorsitzende der Grü-
nen im Saarbrücker Stadtrat, Thomas 
Brück, sagte der woxx, er halte „Ja-
maika“ für „unklug“, und bezeichnete 
die Entscheidung dafür als „fatalen 
Schritt“. Im Gegensatz zum Landtag 

strebe er im Stadtrat eine rot-rot-grüne 
Koalition an.

Die Reaktion der Bundesgrünen 
war auch nicht gerade begeistert. Wie 
soll man auf Bundesebene glaubhaft 
Opposition gegenüber Schwarz-Gelb 
vermitteln, wenn man in den Ländern 
mit dem Feind paktiert? Und auch 
dem Verhältnis zur SPD könnte das 
Bündnis schaden. Heiko Maas soll  
Ulrich vorige Woche angeblich mit 
dem Satz, man habe sich nichts mehr 
zu sagen, aus seinem Büro geschmis-
sen haben.

Julian Bernstein arbeitet als freier Autor.

Von links nach rechts: Heiko Maas (SPD), 
Hubert Ulrich (Grüne), Oskar Lafontaine 
(Linke) - wer wirklich zuletzt lacht, stellt 
sich erst noch heraus. 
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